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K. MÖCHEL, D. SCHREIBER

 Wenn sich die verantwortli-
che Post aussuchen kann, ob
sie die konkreten Empfän-
ger oder bloß die abstrakten
Empfängerkategorien be-
auskunftet, dann läuft das
ins Leere", sagt Anwalt

 Läuft ins Leere"

Der Arzt klagte daraufhin
die Post. Diese räumte in der
Klagebeantwortung bloß
ein, dass sie die Daten an be-
stimmte Empfängerkatego-
rien weitergegeben habe,
darunter sind Vereine, Par-
teien, der stationäre Handel
und der Versandhandel so-

wie NGOs.  Mein Mandant
möchte aber wissen, an wel-
che Parteien konkret seine
Daten weitergeben worden
sind", sagt Robert Haupt,
Anwalt des Arztes.  Die Post
sagt, sie muss die konkreten
Empfänger nicht nennen."

Sie legt die Datenschutz-
grundverordnung so aus,
dass ihr ein Wahlrecht zuste-

he, entweder abstrakte Emp-
fängerkategorien oder kon-
krete Empfänger zu nennen.

Der Fall liegt mittlerwei-
le beim Obersten Gerichts-
hof (OGH) und dieser hat
den EuGH zwecks Ausle-
gung der Europäischen
Datenschutzgrundverord-
nung angerufen. Der EuGH
muss klären, ob bei einer be-
reits erfolgten Datenweiter-
gabe der konkrete Empfän-
ger offengelegt werden muss
oder sich der Auskunftsan-
spruch auf die Empfängerka-
tegorien beschränkt.

Empfänger unbekannt

Haupt.  Denn die Verant-
wortlichen werden sich das
geringere Übel beim Daten-
schutz aussuchen."

 Es ist eine neue rechtli-
che Situation, wo es noch
keine höchstgerichtliche Ju-
dikatur gibt", sagt Post-An-
walt Stefan Prochaska zum
KURIER.  Es gibt unter-
schiedliche Lehrmeinungen.
Wir werden sehen, welcher
Meinung sich der EuGHan-

schließt. "

Der OGHtendiert laut
Aktenlage zu der Rechtsan-
sicht, dass der Betroffene
die Wahl haben soll, ob er
die Nennung konkreter
Empfänger oder Empfänger-
kategorien begehrt. Hätte
der Verantwortliche die
Wahl, so der OGH,  wird
kaum jemals ein Verant-
wortlicher die mit erhebli-
chen Mehraufwand verbun-
dene Detailauskunft über
konkrete Empfänger ertei-
len."

lich mitgeteilt, dass eine
Datenweitergabe  an Ge-
schäftskunden" für Marke-
tingzwecke erfolgte.

Damit gab sich der Arzt
nicht zufrieden, befürchtete
er doch, dass er durch fal-
sche Zuschreibungen in sei-
ner Karriere behindert wer-

den könnte.

Rechtsstreit. Rund um den
groß angelegten Daten-
schutzskandal bei der öster-
reichischen Post ist es in den
vergangenen Monaten ru-

hig geworden. Dabei ist die
Causa für die Post noch
nicht ausgestanden. Im
Gegenteil: Der Ball liegt nun
beim Europäischen Ge-
richtshof (EuGH).

Aber der Reihe nach. Im
Jänner 2019 war bekannt
geworden, dass die Post als
Adressverlag Daten von 2,2
Millionen Österreichern für
Werbezwecke an Kunden
verkauft, darunter sind
auch politische Parteien.

Brisant ist der Fall des-
halb, weil die Post die Daten-
sätze zum Teil auffettete und
für einzelne Personen zum
Beispiel eine politische Affi-
nität  hochrechnete". Ein
Wiener Primär wollte von
der Post wissen, wemsie tat-
sächlich seine Daten verkauft
hat. Die Post hatte ihm ledig-

Wiener Arzt klagt Post auf Offenlegung, wemsie seine Daten verkauft hat
Datenaffäre der Post ist nun Fall für EuGH


